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Vorwort zur 3. Auflage 
Die dritte Auflage dieses Lehrbuches zum Zuwendungsrecht des 
Bundes ist in erster Linie eine Aktualisierung. Seit Erscheinen der 
Vorauflage haben sich einzelne, durchaus praxisrelevante Regelun-
gen geändert, ohne dass dies eine grundlegende Neuüberarbeitung 
des Werkes erforderlich gemacht hätte. Ziel dieser Auflage ist es da-
her, das Lehrbuch auf den aktuellen Stand zu bringen und die Ent-
wicklungen insbesondere des Jahres 2025 sachgerecht einzuarbei-
ten. 

Zu berücksichtigen waren vor allem die verschärften Anforderungen 
bei der Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns, die in 
der Praxis zu einer sorgfältigeren Prüfung und engeren Handhabung 
geführt haben. Ebenfalls neu aufgenommen wurde der Tarifvorbe-
halt im Zusammenhang mit dem Besserstellungsverbot bei instituti-
onell geförderten Einrichtungen, der die Anwendung tariflicher Ver-
gütungsregelungen klarer konturiert und zugleich neue Fragestellun-
gen mit sich bringt. 

Darüber hinaus wurden die erhöhte Betragsgrenze für Ausnahmen 
in Fällen geringer finanzieller Bedeutung sowie die weiter gestärkten 
Möglichkeiten der Pauschalierung von Ausgaben eingearbeitet. 
Beide Änderungen verfolgen erkennbar das Ziel, Verfahren zu ver-
einfachen und Verwaltung wie Zuwendungsempfänger zu entlasten 
– ein Anliegen, das das Zuwendungsrecht in den letzten Jahren ins-
gesamt prägt. Gerade diese Entwicklung zeigt, dass das Zuwen-
dungsrecht des Bundes derzeit ein ausgesprochen agiles Rechtsge-
biet ist. Vor dem Hintergrund fortdauernder Entbürokratisierungsbe-
mühungen ist davon auszugehen, dass auch in den kommenden 
Jahren weitere Anpassungen folgen werden. Dieses Lehrbuch ver-
steht sich daher nicht als abschließende Darstellung, sondern als 
verlässliche Momentaufnahme und Arbeitsgrundlage in einem sich 
stetig weiterentwickelnden Regelungsumfeld. 

Die bewährte Struktur des Werkes wurde beibehalten. Rechtspre-
chung, Verwaltungspraxis und Literatur wurden punktuell aktuali-
siert, Beispiele und Hinweise dort angepasst, wo es erforderlich war. 
Das Lehrbuch soll weiterhin sowohl den Einstieg in das Zuwen-
dungsrecht erleichtern als auch als Nachschlagewerk für die Praxis 
dienen. 

 



Für Anregungen und Hinweise aus dem Kreis der Leserinnen und 
Leser danke ich herzlich. Sie tragen wesentlich dazu bei, das Werk 
auch künftig praxisnah und aktuell zu halten. 

 

Xanten, im Januar 2026 

Ihr Sven Gumpert 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



Vorwort zur 2. Auflage 
Liebe Lesende, 

Zunächst möchte ich mich bei Ihnen allen für das viele positive und 
konstruktive Feedback bedanken!  

Ich freue mich, Ihnen nun (endlich) die 2. Auflage präsentieren zu 
können. Wie Sie feststellen werden, habe ich den Umfang der Inhalte 
deutlich erweitert und natürlich alle aktuellen Änderungen bis März 
2025 berücksichtigt. Leider hat es bis zu dieser 2. Auflage rund fünf 
Jahre gedauert. Dafür entschuldige ich mich. Wie ich gestehen 
muss, liegt dies zum einen daran, dass ich dieses Buch neben mei-
ner hauptberuflichen Tätigkeit fortschreibe und aufgrund des Erfol-
ges meiner Seminartätigkeit oft nicht die notwendige Zeit gefunden 
habe, mich an die Aktualisierung zu setzen.  

Aber gerade in den letzten Monaten hat sich doch auch vieles im 
Zuwendungsrecht getan. So wurden zahlreiche Änderungen einge-
führt, die ich natürlich noch alle möglichst mit einbringen wollte. So 
sind der Wegfall des Schriftformerfordernisses oder die Vereinfa-
chung bei den Anforderungen an die Belege im Verwendungsnach-
weis sowie die Ausnahmeregelungen ab dem Haushaltsgesetz 2024 
nur einige der zentralen Veränderungen. Alle diese Veränderungen 
haben natürlich ihren Niederschlag in diesem Buch gefunden und 
werden von mir auch zum Teil mit eigenen Einschätzungen und Mög-
lichkeiten kommentiert.  

Eine Übersicht vieler Änderungen im Zuwendungsrecht seit der 1. 
Auflage finden Sie auch in einer Übersicht auf den nächsten Seiten. 

Wie ich im Vorwort zur 1. Auflage schon geschrieben habe, geht es 
mir bei diesem Buch vor allem darum, Sie praxisorientiert an das Zu-
wendungsrecht heranzuführen. Ich erhebe dabei keinen Anspruch 
darauf, dass dieses Buch die Anforderungen rechtswissenschaftli-
cher Literatur erfüllt. Zugleich möchte ich mit diesem Buch aber auch 
nicht nur an der Oberfläche bleiben. Insoweit soll Ihnen das Buch 
mehr bieten als nur einen Überblick, welche Regelungen es im Zu-
wendungsrecht gibt. Ich habe mich daher bemüht, die Themen mit 
möglichst vielen Beispielen aus der Praxis zu untermalen, um Ihnen 
damit deutlich zu machen, was mit der jeweiligen Regelung gemeint 
ist. Daneben geht es mir aber vor allem auch darum zu zeigen, dass 
mit einem guten Verständnis des Zuwendungsrechts und einer ge-
wissen Kreativität fast alles (rechtskonform!) realisiert werden kann.  



Sollten Ihnen an der einen oder anderen Stelle weitere Beispiele feh-
len oder Sie insgesamt Fragen bzw. Anmerkungen und Vorschläge 
haben, würde ich mich sehr über Ihr Feedback freuen. Unter feed-
back@zuwendungsrecht.biz können Sie mir gerne entsprechende 
Rückmeldungen geben. Insoweit verweise ich auch auf meine 
Homepage unter www.zuwendungsrecht.biz. 

Ich werde mich zudem bemühen, die nächsten Auflagen schneller 
zu aktualisieren, und kann Ihnen aber auch schon sagen, dass ich 
das Buch weiterentwickeln und in der Zukunft mit weiteren Themen 
ergänzen werde. So scheint es mir gerade beim Thema Verwal-
tungsrecht hilfreich zu sein, Ihnen eine kleine und auf das Zuwen-
dungsrecht bezogene Einführung anzubieten. Denn wie ich aus mei-
nen Seminaren weiß, sind nicht wenige von Ihnen auch ohne klassi-
sche Verwaltungsausbildung oder ein rechtliches Studium im Zu-
wendungsrecht aktiv. Ihnen das notwendige Basiswissen im Verwal-
tungsrecht in einem eigenen Kapitel zu vermitteln, wird daher mein 
nächstes Ziel für eine der nächsten Auflagen sein. 

Bis dahin wünsche ich Ihnen allen viel Erfolg und hoffe, dass ich 
Ihnen mit diesem Buch helfen kann, sich im zuwendungsrechtlichen 
Gestrüpp besser zurechtzufinden. 

 

Xanten im März 2025             Ihr Sven Gumpert       

 

 

 

 

 

  



Vorwort zur 1. Auflage 
Als ich 2001 das erste Mal mit dem Bereich der Förderung im Rah-
men meiner beruflichen Tätigkeit in Kontakt kam, fiel mir bereits auf, 
dass im Bereich des Zuwendungsrechts, im Gegensatz zu vielen an-
deren Rechtsthemen im öffentlichen Recht, so gut wie keine nen-
nenswerte Literatur zu finden war, anhand derer man sich selbst die 
Grundzüge des Zuwendungsrechts strukturiert und nachvollziehbar 
erschließen konnte.  

Im Wesentlichen standen daher nur die Verwaltungsvorschriften zu 
den §§ 23 und 44 der Haushaltsordnung oder entsprechende Kom-
mentierungen zur Verfügung, anhand derer der Einstieg gelingen 
sollte.  

Nach nunmehr fast 20 Jahren hat sich die Situation zwar etwas ge-
bessert, allerdings bekomme ich im Rahmen meiner Lehrtätigkeit 
auch heute noch oft die Rückmeldung, dass es an einer ausreichen-
den Anzahl an verständlichen und gut strukturierten Lehrwerken 
fehlt.  

Mit diesem Buch möchte ich daher helfen, die vorhandene Lücke zu 
schließen und ein Werk an die Hand zu geben, welches ein Lehrbuch 
und Nachschlagewerk zugleich ist.  

Dabei habe ich mich auf die Darstellung der Grundzüge des Zuwen-
dungsrechts beschränkt und versucht, praxisrelevante Themen ver-
tieft darzustellen. Gerne nehme ich konstruktive Rückmeldungen un-
ter feedback@zuwendungsrecht.biz entgegen und würde mich dar-
über sogar ausdrücklich freuen.  

Wer daran interessiert ist, kann sich zudem gerne regelmäßig auf 
meiner Homepage unter www.zuwendungsrecht.biz informieren. 
Dort veröffentliche ich laufend Beiträge zu einzelnen Aspekten des 
Zuwendungsrechts des Bundes. 

Hinweisen möchte ich noch darauf, dass ich aus Gründen der bes-
seren Lesbarkeit auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und 
weiblicher Sprachformen überwiegend verzichtet habe. Sämtliche 
geschlechtlichen Bezeichnungen gelten aber selbstverständlich 
gleichermaßen für beiderlei Geschlecht.  

 

Xanten im April 2020            Sven Gumpert 

  



 

  



Übersicht Änderungen seit 20201 
Jahr Beschreibung Fundstelle 

2022: Änderung der VV Nr. 3.3 zu §23 BHO 
Änderung der VV Nr. 3.4 und 8.8 zu §44 
BHO 
(BMF-Rundschreiben vom 18. Juli 2022 
II A 3 - H 1012-6/21/10003 :003, 2022/0730889) 

 
GMBl. 2022 
Nr. 33, S. 742 
 

2023 Änderung der VV Nr. 3.1 zu § 44 BHO, 
der VV Nr. 4.1 zu § 44 BHO und der VV 
Nr. 8.1 zu § 44 BHO, Aufhebung der VV 
Nr. 15.6 zu § 44 BHO 
[Wegfall Schriftform] 
(BMF-Rundschreiben vom 6. Juli 2023 
II A 3 - H 1012-6/23/10001 :006) 
 
Änderungen der VV zu §§ 7, 17, 21, 23, 
34, 44, 47, 49, 50, 59 und 105 BHO 
(BMF-Rundschreiben vom 15. November 2023  
II A 3 - H 1012-6/23/10001 :007) 

 
GMBl. 2023 
Nr. 39, S. 814 
 
 
 
 
GMBl. 2023 
Nr. 51, S. 
1110 

2024 Änderungen  
der (ANBest-I),  
der (ANBest-P),  
der (ANBest-Gk),  
der (ANBest-P-Kosten),  
der VV Nr. 5.3.4 und der VV Nr. 8 zu § 
44 BHO 
[Änderung Verwendungsnachweis 
inkl. Beleganforderungen] 
(BMF-Rundschreiben vom 17. Mai 2024 II A 3 - H 
1012-6/23/10003 :006, DOK 2024/0345470) 

 
GMBl. 2024 
Nr. 23, S. 446 

2025 Änderungen zum vorzeitigen Maßnah-
menbeginn und Stärkung Pauschalen 

GMBl. 2025 
Nr. 09, Seite 
162 

 Änderungen vv zu §44 LHO zu Neben-
bestimmungen 

GMBl. 2025 
Nr. 21/22, 
Seite 410 

 

 

  

 

  

 
1 ohne Anspruch auf Vollständigkeit 



  



 

Hinweis 
Für das bessere Arbeiten mit dem Buch habe ich alle im Text bzw. 
in Fußnoten zitierten Internetlinks am Ende des Buches auch noch-
mal mit einem QR-Code versehen. Dies soll Ihnen ein mühsames 
Abtippen ersparen und gleichzeitig die Möglichkeit geben, gleichzei-
tig mit einem Handy oder Tablet die angesprochene Fundstelle auf-
zurufen. 

Wichtige Unterlagen, welche Sie parallel bei der Arbeit mit dem Buch 
an der Seite haben sollten: 

 

Bundeshaushaltsordnung 

Verwaltungsvorschriften zur BHO 

 

Haushaltsgesetz 2026 

 

Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes 

 

Unterschwellenvergabeordnung 

 

Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb 

 

Vergabeverordnung 



 

Umsatzsteueranwendungserlass 

 

Haushaltsaufstellungsrundschreiben BMF 2025 

  
  

 

 

Eine aktualisierte Fassung dieser Übersicht finden Sie auch immer 
unter: 

 
https://zuwendungsrecht.biz/buecher 
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§1 Rechtsvorschriften  
1. Einführung 
Im Zuwendungsrecht gibt es eine Vielzahl an Rechtsvorschriften und Re-
gelungen, was dazu führt, dass es sich dem Neuling zunächst als sehr un-
überschaubar darstellt. Dies hat seinen Grund vor allem darin, dass auf-
grund der zum Teil sehr vielschichtigen und unterschiedlichen Bereiche, in 
denen Zuwendungen gewährt werden, jeweils ergänzende oder von den 
grundsätzlichen Regelungen abweichende Vorgaben Anwendung finden. 
Nachfolgend werden daher die grundsätzlichen und einige öfter vorkom-
mende Vorschriften behandelt. 

Diese in der Praxis häufig anzutreffenden Vorschriften sind z. B.: 

 

 

 

 

  

     

 

 

 

 

Abbildung 1 - Vielzahl der VorschriŌen 

Für ein besseres Verständnis des Zuwendungsrechts ist es daher von Vor-
teil, sich zunächst die wichtigsten Grundlagen und Regelungen  

1. zu erschließen,  
2. zu systematisieren und  
3. nach ihrer jeweiligen Herkunft und Hierarchie zu ordnen.  

Mir kommt es mit diesem Buch aber auch vor allem darauf an, dass Sie 
nicht nur die wichtigsten Regelungen des Zuwendungsrechts lernen, son-
dern insgesamt auch erfahren, wie Sie in der Praxis auftauchende Fragen 
beantworten und wo Sie nachschauen können. Denn wie heißt es doch so 
schön:  

BHO 
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Man muss nicht alles wissen, man 
muss nur wissen, wo es steht 

 

Denn egal wie oft Sie dieses Buch lesen oder sich anhand anderer Literatur 
mit dem Zuwendungsrecht beschäftigen werden, wird es nie möglich sein, 
alle Ihre Fragen und Details des Zuwendungsrechts abschließend in einem 
Buch zu erfassen oder in einem Seminar zu behandeln.  

Das Hauptziel bei der Einarbeitung im Zuwendungsrecht muss daher sein, 
dass Sie neben der Kenntnis und dem Verständnis der wichtigsten Rege-
lungen auch in der Lage sind, zu wissen, wo man nachschauen kann.  

Was die wichtigsten Regelungen angeht, werde ich diese Ihnen in diesem 
Buch im weiteren Verlauf vorstellen und anhand von verschiedenen Bei-
spielen eingehend erläutern. 

Einen wichtigen Hinweis möchte ich an dieser Stelle aber noch für die 
Handhabung geben. Wie man vielleicht schon erahnen kann, behandelt 
dieses Buch vor allem die Perspektive der Stellen und Personen, welche 
Zuwendungen bewilligen, auszahlen und/oder prüfen werden. Dies bedeu-
tet aber nicht, dass dieses Buch nicht auch für Interessierte geeignet ist, 
welche Zuwendungsempfangende sind. Denn gerade auf der Seite der Zu-
wendungsempfangenden halte ich es für wichtig zu wissen, anhand wel-
cher Vorgaben und Kriterien die bewilligende Seite handelt. Dies kann oft 
dazu beitragen, Entscheidungen oder Handlungen besser zu verstehen und 
den Hintergrund einzuordnen, was wiederum auf der Seite der Zuwen-
dungsempfangenden genutzt werden kann, um die benötigten Informatio-
nen zielgerecht zu geben und vor allem eigene Argumente zielführend und 
punktgenau vorzutragen. 

Zunächst schauen wir also mal auf das „System-Zuwendungsrecht“ und be-
ginnen damit in der Wolke angegebenen Vorschriften/Begriffe systematisch 
einzuordnen. 

2. System Zuwendungsrecht 
Als Erstes unterteilen wir die Vorschriften zwischen nationale und europäi-
sche Vorschriften. 

2.1 nationale Vorschriften 
2.1.1 Allgemein 
Als Einstieg schauen wir zunächst darauf, woher das Zuwendungsrecht ei-
gentlich kommt.  
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Das Zuwendungsrecht ist Teil des öffentlichen Haushaltsrechts, weshalb 
sich seine rechtlichen Grundlagen in weiten Teilen auch aus diesem 
Rechtsgebiet herleiten.  

Seine Quelle hat das öffentliche Haushaltsrecht wiederum aus dem 10. Ab-
schnitt des Grundgesetzes, welcher mit der Überschrift „Das Finanzwesen“ 
betitelt ist. In den dortigen Artikeln 104a bis 115 wird das Finanzwesen in 
der Bundesrepublik Deutschland von seinen verfassungsrechtlichen 
Grundlagen her festgelegt.  

Dabei werden beginnend mit Art. 104a bis Art. 109 das Finanzverfassungs-
recht und in den Artikeln 110 bis 115 das Haushaltsverfassungsrecht be-
handelt. 

Im 10. Abschnitt wird also bestimmt, wie der Bund und die Länder im föde-
ralen System der Bundesrepublik Deutschland ihr Finanzwesen organisie-
ren können und sollen und in welchem Maße dafür gesetzliche Regelungen 
zu beschließen sind bzw. beschlossen werden können.  

Nach Art. 109 Abs. 1 GG sind dabei der Bund und die Länder voneinander 
unabhängig und selbstständig, was bedeutet, dass jeder für sich seine Re-
gelungen so treffen könnte, wie er es für richtig und zweckmäßig erachtet. 

So sehr diese Freiheit und Möglichkeit der Individualität die Chance eröff-
net, die Vorschriften auf die jeweiligen Gegebenheiten der einzelnen Bun-
desländer bzw. des Bundes abzustimmen, wurde im Grundgesetz aber 
auch die Notwendigkeit erkannt, ein gewisses Maß an Einheitlichkeit fest-
zulegen.  

Aufgrund der intensiven Finanzverflechtungen zwischen dem Bund und den 
Ländern besteht nämlich die Notwendigkeit, dass diese ihre haushaltsrecht-
lichen Vorschriften miteinander in den Grundzügen abstimmen, um so eine 
möglichst hohe Kompatibilität zum Nutzen aller Beteiligten zu erreichen.  

Folglich wurde in Art. 109 Abs. 4 festgeschrieben, dass durch Bundesge-
setz, welches der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Bund und Länder 
gemeinsam geltende Grundsätze des Haushaltsrechts festlegen kön-
nen. 

Dies ist mit dem Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bun-
des und der Länder vom 19. August 19692 das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 20. Oktober 2025 geändert worden ist3 (Haushaltsgrundsät-
zegesetz – HGrG) dann auch geschehen. Nach § 1 Satz 2 HGrG sind der 
Bund und die Länder demnach verpflichtet, ihr Haushaltsrecht nach den 

 
2 BGBl. I S. 1273 
3 BGBl. 2025 I Nr. 247 
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Grundsätzen des Haushaltsgrundsätzegesetzes zu regeln. Diese Regelun-
gen finden sich für den Bund in der Bundeshaushaltsordnung bzw. für die 
Länder in den Landeshaushaltsordnungen, welche inhaltlich in weiten Tei-
len aufgrund v.g. Bestimmungen deckungsgleich sind.  

Gerade der Bereich der Zuwendungen ist dabei ein Paradebeispiel für die 
Notwendigkeit der Angleichung und Abstimmung haushaltsrechtlicher Vor-
schriften von Bund und Ländern, da in diesem Bereich oft Bund und Länder 
übergreifend zusammenwirken. 

Grundsätzlich legt § 14 HGrG daher für Zuwendungen fest: 

(HGrG) §14 Zuwendungen 

Ausgaben und VerpflichtungsermächƟgungen für Leistungen an Stellen au-
ßerhalb der Verwaltung des Bundes oder des Landes zur Erfüllung besƟmmter 
Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt werden, wenn der Bund oder 
das Land an der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, 
das ohne die Zuwendungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befrie-
digt werden kann. 

Entsprechend der v. g. Verpflichtungs- und Angleichungswirkung des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes haben diese Vorgaben des § 14 des HGrG ihren 
(fast) wortgleichen Einzug in § 23 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) ge-
halten. 

(BHO) §23 Zuwendungen 

Ausgaben und VerpflichtungsermächƟgungen für Leistungen an Stellen au-
ßerhalb der Bundesverwaltung zur Erfüllung besƟmmter Zwecke (Zuwendun-
gen) dürfen nur veranschlagt werden, wenn der Bund an der Erfüllung durch 
solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendungen nicht 
oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. 

Man kann die Herkunft des Zuwendungsrechts also wie folgt darstellen: 
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Grundgesetz

Art.104a bis 115

Art. 104a bis Art. 109
FINANZverf.Recht

Haushaltsgrund-
sätzegesetz (HGrG)

Bundeshaushalts-
ordnung (BHO)

§23 BHO §44 BHO

Art.110 bis Art. 115
HAUSHALTSverf.Recht

Abbildung 2 - Herleitung Zuwendungsrecht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nachdem wir die Herkunft der Vorschriften geklärt haben, wollen wir uns als 
Nächstes anschauen, welche Voraussetzungen der Gesetzgeber an Zu-
wendungen ganz generell stellt. 

2.1.2 Planung von Zuwendungsmitteln im Haushalt 
Wie man aus dem Wortlaut des § 23 BHO erkennen kann, stellt der Gesetz-
geber zunächst bestimmte Bedingungen auf, die erfüllt sein müssen, damit 
eine Regierung überhaupt Geld für Zuwendungen in den Haushalt einpla-
nen darf. 

Nämlich  

„wenn der Bund an der Erfüllung … ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwen-
dungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann.“ 

Bedeutet, dass allein bereits die Einplanung von Steuermitteln als Zuwen-
dungen voraussetzt, dass ein erhebliches Interesse besteht und dieses In-
teresse nicht anders oder nicht anders im notwendigen Umfang befriedigt 
werden kann.  

Diese Voraussetzungen werden wir uns in § 2 dieses Buches auch nochmal 
näher anschauen.  
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Weiter wird in § 23 BHO geregelt, wann es sich bei der Zahlung von Gel-
dern an Dritte überhaupt um eine Zuwendung handelt.  

Nämlich wenn es sich um  

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
für Leistungen an Stellen außerhalb der Bundes-
verwaltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke 
(Zuwendungen) 

handelt. 

Die Vorgaben des § 23 BHO regeln also ganz grundlegend  

1. wann die Einplanung von Zuwendungsmitteln (auch Veranschla-
gung genannt) im Bundeshaushalt erlaubt ist und 

2. welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit die Zahlung 
von Geld an Dritte überhaupt eine Zuwendung darstellt. 

Gerade Letzteres ist nicht selbstverständlich. So gibt es verschiedene „Ve-
hikel“ staatliches Geld an Dritte herauszugeben. Und eine Abgrenzung ist 
dabei nicht immer einfach.  

Welche anderen „Vehikel“ es so noch gibt und warum die Abgrenzung zum 
Teil wichtig ist, schauen wir uns aber später noch an.  

An dieser Stelle können wir erstmal festhalten, dass § 23 BHO also 
ganz grundlegende Aspekte von Zuwendungen regelt, in denen es 
darum geht,  

- wann die Regierung überhaupt Zuwendungen im Haushalt einpla-
nen (veranschlagen) darf und  

- wann es sich bei den Zahlungen um Zuwendungen handelt. 

2.1.3 Bewilligung von Zuwendungen 
Neben der Kenntnis dieser Voraussetzungen ist in der Praxis aber vor al-
lem wichtig zu wissen, welche Vorschriften gelten, wenn es dann an die 
Umsetzung von Zuwendungsmaßnahmen geht. Also was zu beachten 
ist, wenn Anträge gestellt, geprüft, bewilligt, Zuwendungen ausgezahlt und 
die Verwendung geprüft werden sollen. 

Dies regelt im Bund dann der § 44 der BHO: 

§ 44 Zuwendungen, Verwaltung von Mi eln oder Vermögensgegenständen 

(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des § 23 gewährt wer-
den. Dabei ist zu besƟmmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der Zu-
wendungen nachzuweisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen 
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Dienststelle oder ihrer BeauŌragten festzulegen. VerwaltungsvorschriŌen, wel-
che die Regelung des Verwendungsnachweises und die Prüfung durch den Bun-
desrechnungshof (§ 91) betreffen, werden im Einvernehmen mit dem Bundes-
rechnungshof erlassen. 

(2) Zuwendungen an Kommunen (Gemeinden und Landkreise) sollen bis zur Höhe 
von 6 Millionen Euro grundsätzlich als Festbetragsförderung gewährt werden. Der 
Verwendungsnachweis erfolgt grundsätzlich im vereinfachten Verfahren. Das Nä-
here regelt eine Rechtsverordnung, die der ZusƟmmung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages bedarf. 

(3) Sollen BundesmiƩel oder Vermögensgegenstände des Bundes von Stellen au-
ßerhalb der Bundesverwaltung verwaltet werden, ist Absatz 1 entsprechend anzu-
wenden. 

(4) JurisƟschen Personen des privaten Rechts kann mit ihrem Einverständnis die 
Befugnis verliehen werden, Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der Zuwendun-
gen im eigenen Namen und in den Handlungsformen des öffentlichen Rechts wahr-
zunehmen, wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der ihnen über-
tragenen Aufgaben bieten und die Beleihung im öffentlichen Interesse liegt. Die 
Verleihung und die Entziehung der Befugnis obliegen dem zuständigen Bundesmi-
nisterium; im Falle der Verleihung ist das Bundesministerium der Finanzen zu un-
terrichten. Die Beliehene unterliegt der Aufsicht des zuständigen Bundesministeri-
ums; dieses kann die Aufsicht auf nachgeordnete Behörden übertragen. Im Falle 
der StaatshaŌung wegen Ansprüchen DriƩer kann der Bund gegenüber einer be-
liehenen jurisƟschen Person des Privatrechts bei Vorliegen von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit Rückgriff nehmen. 

Wie aus §44 BHO (u.a. an den Worten „gewährt“, „zu bestimmen“ oder „Prü-
fungsrecht…festzulegen“) erkennbar ist, wird im §44 BHO vor allem das 
Verfahren der Bewilligung, Abwicklung und Prüfung der ordnungsgemäßen 
Verwendung geregelt.  

In einer Gesamtbetrachtung des §§ 23 und 44 BHO lässt sich an dieser 
Stelle also weiter festhalten, dass im Zuwendungsrecht somit vor allem 
die Bundeshaushaltsordnung die maßgebliche zentrale Rechtsvor-
schrift ist, welche es zu beachten gilt.  

Wie man an dem v. g. Gesetzestext aber auch erkennen kann, ist die For-
mulierung doch recht dünn und für die vielen alltäglichen Fragen und Her-
ausforderungen nicht wirklich hilfreich. 

Um die gesetzlichen Festlegungen weiter zu konkretisieren, hat daher das 
Bundesfinanzministerium durch den Gesetzgeber in § 5 BHO das Recht er-
halten, weitere Bestimmungen mittels Verwaltungsvorschriften zu regeln. 
Also in unserem Fall im Detail festzulegen, wie bei Zuwendungen zu verfah-
ren ist und was alles zu beachten ist. 
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Mithin sind die beiden gesetzlichen Grundlagen der §§23 und 44 BHO im-
mer mit den dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften (VV) zu verste-
hen4. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Da die BHO mit ihren Verwaltungsvorschriften ganz generelle Regelungen 
festlegt, welche über viele Jahre hinweg gelten sollen, muss aber auch be-
achtet werden, dass es in einzelnen Haushaltsjahren vielleicht Notwen-
digkeiten gibt, von den generellen Regelungen der BHO abzuweichen.  

2.1.4 Abweichungen von BHO und VV  
Damit für diesen begrenzten Zeitraum die BHO nicht geändert werden 
muss, kann der Gesetzgeber auch anhand eines weiteren Gesetzes Rege-
lungen für einen bestimmten Zeitraum treffen, wonach generelle Regelun-
gen der BHO und ihrer Verwaltungsvorschriften vorübergehend abgeändert 
oder ergänzt werden sollen. 

Das Gesetz, welches sich der Gesetzgeber dazu bedient, ist in der Regel 
das jährliche Haushaltsgesetz (formal bezeichnet als „Gesetz über die Fest-
stellung des Bundeshaushaltsplanes für das Haushaltsjahr…“)5. 

So werden in § 9 Abs. 2 des jährlichen Haushaltsgesetzes (HG) z. B. die 
Regelungen zum sog. Besserstellungsverbot getroffen, aber auch Sonder-

 
4 Die aktuellen Verwaltungsvorschriften sind im Internet u.a. kostenlos unter:  
https://www.verwaltungsvorschriften-im-inter-
net.de/bsvwvbund_14032001_DokNr20110981762.htm 
zu finden (abgerufen am 12.01.2026). 
5 abrufbar z.B. unter Bundesgesetzblatt – für 2026 unter 
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/343/VO.html (abgerufen am 
30.12.2025) 

Grundlage 1

§23 BHO:
für die Veranschlagung und 
wann die Zahlung eine 
Zuwendung ist
§44 BHO:
für das Verfahren, die 
Voraussetzungen und weiteren 
Regelungen bei der Gewährung

Grundlage 2

VV zu §23,44 BHO
detaillierte Vorgaben zu den 
jeweiligen Punkten

Abbildung 3 - Wichtige rechtliche Grundlagen 
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Abbildung 4 - nationale haushaltsrechtliche Vorschriften 

regelungen für das jeweilige Haushaltsjahr festgelegt. Im Haushaltsgesetz 
des Jahres 2026 ist dabei z. B. in § 9 Abs. 4 zu finden, dass zweckgebun-
dene Spenden ausnahmsweise NICHT zu einer Verringerung der Zuwen-
dung führen. Also den Fall behandelte, dass wenn Zuwendungsempfänger 
überraschenderweise mehr zweckgebundene Spenden erhielten als in der 
Finanzplanung vorgesehen, diese zusätzlichen Spenden für die geförder-
ten Projekte oder Institutionen anrechnungsfrei bleiben. 

Zudem wird in §10 festgelegt, dass die Ressorts (also die Bundesministe-
rien) bei der Gewährung von Haushaltsmitteln (und damit auch bei Zuwen-
dungen) sicherstellen, dass die Mittelempfänger verpflichtet sind, das Geld 
nicht für die Finanzierung terroristischer Aktivitäten einsetzen zu dürfen 
oder nicht an Empfänger gewährt werden dürfen, die terroristische Vereini-
gungen sind oder terroristische Vereinigungen unterstützen6. Diese Rege-
lung, welch erstmalig im Jahr 2024 aufgenommen wurde (damals als §8a 
des HG 2024) führte in 2024 dazu, dass in die Anträge auf Gewährung einer 
Zuwendung oft entsprechende Erklärungen aufgenommen und zudem eine 
besondere Nebenbestimmung in die Zuwendungsbescheide aufgenommen 
werden musste, welche die v.g. Regelung des damaligen §8a HG (aktuell 
§10 HG 2026) umsetzten.   

Im Haushaltsgesetz sind folglich Regelungen zu finden, welche erhebliche 
Auswirkungen haben und uns zeigen, dass neben den generellen Regelun-
gen der §§ 23, 44 BHO und seiner Verwaltungsvorschriften auch immer 
noch evtl. Sondervorgaben des jeweiligen Haushaltsgesetzes zu beachten 
sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
6 Siehe §8a Haushaltsgesetz 2024; https://www.recht.bund.de/bgbl/ 
1/2024/38/VO.html (abgerufen am 30.12.2025) bzw. §10 Haushaltsgesetz 
2026 https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/343/VO.html (abgerufen am 
30.12.2025) 

Grundlage 1

§23,44 BHO
Grundlage 2

VV zu §23,44 BHO
Grundlage 3

jährl. 
Haushaltsgesetz
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Wie schon voran dargestellt wird hier vor allem die Perspektive der Perso-
nen eingenommen, welche die Zuwendung gewähren (also Anträge prüfen, 
bewilligen, auszahlen oder Verwendungsnachweise prüfen).  

Diese Stellen (oft Bundesbehörden, aber auch Projektträger – mit und ohne 
Beleihung) sind unmittelbar oder mittelbar an die Beachtung der bisher 
schon vorgestellten Regelungen verpflichtet. Dies folgt aus entsprechenden 
gesetzlichen oder sonstigen Vorgaben.  

Nach der Nr. 15.5 der Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 44 BHO gelten die 
VV zu § 44 BHO für den Bund als Zuwendungsgeber zudem auch dann, 
wenn bei einer kapitalmäßigen Beteiligung des Bundes an dem Zuwen-
dungsempfänger (Nr. 1.2 zu § 65 BHO) die Bewilligungsbehörde in einem 
Aufsichtsorgan des Zuwendungsempfängers vertreten ist. 

Dies alles wird hier erwähnt, da bei allen v. g. Normen eine Besonderheit 
zu beachten ist.  

2.1.5 Binnenwirkung von Gesetzen 
So sind sowohl die Bundeshaushaltsordnung7 als auch das Haushaltsge-
setz zwar beides Gesetze, die auf dem Weg zustande gekommen sind, wel-
che das Grundgesetz vorschreibt und auch in den entsprechenden Verkün-
dungsblättern veröffentlicht werden, aber trotzdem  

keine unmittelbare Außenwirkung entfalten8. 

Man spricht in diesen Fällen auch von den sog. „formellen Gesetzen“ oder 
auch „Parlamentsgesetzen“. 

Das bedeutet für die zuwendungsrechtliche Praxis, dass die Gesetze NUR 
die bewilligende Stelle, aber NICHT die Zuwendungsempfangenden be-
rechtigen oder verpflichten. 

Mithin ist die Bundeshaushaltsordnung, als auch das Haushaltsgesetz also 
nur für die „Verwaltung/bewilligende Stelle“ bindend9. Eine Außenwir-
kung auf die Bürger oder juristischen Personen außerhalb der Verwaltung 

 
7 Im Bundesgesetzblatt (BGBl.) unter https://www.gesetze-im-inter-
net.de/bho/BJNR012840969.html (abgerufen am 30.12.2025) 
8 Siehe Krämer/Schmidt, Zuwendungsrecht-Zuwendungspraxis, -online-, 
2025, Abschn. F – Einzelfälle, Zi . I Rn. 1 
9 Siehe hierzu z.B. auch Krämer/Schmidt, Zuwendungsrecht-Zuwendungs-
praxis, -online-, 2025, Abschn. F - einzelne Zuwendungsgeber, Zi . IX Nr. 2 
Rn. 13 . 
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entsteht nicht. Auch nicht automatisch durch den Zuwendungsbe-
scheid! 

Gleiches gilt im Übrigen auch für Verwaltungsvorschriften, welche vom 
Bundesministerium der Finanzen zur Bundeshaushaltsordnung erlassen 
worden sind. Folglich binden auch diese nur die Verwaltung/bewilligende 
Stelle und stellen keine eigene Anspruchsgrundlage für Personen außer-
halb der Bundesverwaltung dar (wie der Name schon impliziert: Verwal-
tungsvorschriften = Vorschriften für die VERWALTUNG). 

Eine Einschränkung in dieser fehlenden Außenwirkung ergibt sich im zu-
wendungsrechtlichen Alltag nur in einer Hinsicht, dass nämlich die Verwal-
tungsvorschriften wie das Handeln der bewilligenden Stellen insgesamt den 
Grundsätzen des Art. 3 des Grundgesetzes entsprechen müssen.  

Wie wir noch behandeln werden, ist das Zuwendungsrecht in weiten Teilen 
vom sog. „Ermessen“ geprägt. Das bedeutet, dass die Personen der bewil-
ligenden Stellen oft nach eigener subjektiver Wertung entscheiden dürfen. 
Um „Ungerechtigkeiten“ dabei möglichst zu verhindern, unterliegt diese 
Ausübung des Ermessens dem Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 des Grund-
gesetzes.  

Wir können also festhalten, dass alle v.g. Vorschriften NUR für die be-
willigende Stelle gelten. 

2.1.6 Und was gilt für die Zuwendungsempfangenden? 
Was für die Zuwendungsempfangenden gilt, regelt allein der jeweilige Zu-
wendungsbescheid.  

Sollen einzelne Regelungen der VV z. B. auch für die Zuwendungsempfan-
genden verpflichtend sein, erfordert dies, dass die jeweiligen Regelungen 
ausdrücklich zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides gemacht 
werden bzw. konkret mit in den Zuwendungsbescheid aufgenommen wer-
den müssen. 

 

Normen-
geber/

Ministerium 
Wirkung bewilligende 

Stelle

Abbildung 5 - Binnenwirkung Haushaltsvorschriften 
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bewilligende 
Stelle

Zuwendungs-
empfangende

Abbildung 6 - Außenwirkung Zuwendungsbescheid 

 

 

 

 

 

 
 

 

2.1.7 Förderrichtlinien als Rechtsnorm 
Nachdem wir nun auf die maßgeblichen Gesetze und die allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften geschaut haben, werfen wir nun noch einen Blick 
auf die Förderrichtlinien. 

In der Praxis werden Zuwendungen nicht selten auch auf Grundlage sog. 
Förderrichtlinien bewilligt. Also Vorgaben des zuständigen Ressortministe-
riums, in denen Festlegungen getroffen werden, wer z. B. antragsberechtigt 
sein soll, welche Stelle für die Bewilligung zuständig ist, was und wie geför-
dert wird usw. 

Beim Umgang mit diesen Förderrichtlinien gilt es allerdings in der Praxis zu 
beachten, dass auch diese Förderrichtlinien vom Charakter her Verwal-
tungsvorschriften sind und folglich das Schicksal der allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften zur BHO teilen. Nämlich, dass auch sie keine unmit-
telbare Außenwirkung entfalten. Sofern bestimmte Regelungen der Förder-
richtlinien auch für die Zuwendungsempfangenden gelten sollen, müssen 
diese Regelungen also mit in den Zuwendungsbescheid aufgenommen 
bzw. die Förderrichtlinie selbst ausdrücklich zum Bestandteil des Zuwen-
dungsbescheides gemacht werden. 

Fazit: Auch Förderrichtlinien wirken nicht unmittelbar für Zuwen-
dungsempfangende, sondern müssen für ihre Wirkung diesen gegen-
über ausdrücklich mit in den Zuwendungsbescheid aufgenommen 
bzw. für anwendbar erklärt werden.    

2.1.8 Regelungen für das Verfahren 
Bisher können wir festhalten, dass alle genannten rechtlichen Vorschriften 
im zuwendungsrechtlichen Kontext nur für die bewilligenden Stellen gelten. 
Dies ist insoweit Ergebnis der Logik, wonach das Recht der öffentlichen 
Haushalte grundsätzlich ja die Verwaltung betreffen soll und folglich eine 
nach innen gerichtete Zielrichtung hat.  

Zuwendungsbescheid  
mit  

ANBest/BNBest 




